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Gewalt am Arbeitsplatz ist ein weitver-
breitetes Problem, das nicht nur Beschäf-
tigte bei der Polizei oder in der Psychia-
trie, sondern alle Berufsgruppen betref-
fen kann [1]. Entsprechend der Interna-
tional Labour Organisation (ILO) und 
der Europäischen Union ist Gewalt am 
Arbeitsplatz „jede Handlung, Begeben-
heit oder von angemessenem Benehmen 
abweichendes Verhalten, wodurch eine 
Person im Verlauf oder in direkter Fol-
ge ihrer Arbeit schwer beleidigt, bedroht, 
verletzt oder verwundet wird“ [2, 3]. Die-
se Definition von Gewalt betont den Be-
zug zum Setting Arbeitswelt. Die WHO 
definiert Gewalt als den „Gebrauch von 
angedrohtem oder tatsächlichem kör-
perlichen Zwang oder psychischer Macht 
gegen die eigene oder eine andere Per-
son, gegen eine Gruppe oder Gemein-
schaft, der entweder konkret oder mit ho-
her Wahrscheinlichkeit zu Verletzungen, 
Tod, psychischen Schäden, Fehlentwick-
lungen oder Deprivation führt“ [4]. Bei 
dieser Definition werden die Folgen von 
Gewalt differenziert beschrieben.
Diskriminierung definierte die ILO 
bereits im Jahr 1958 als jede Unterschei-
dung, Ausschließung oder Bevorzugung, 
die aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, 
des Geschlechts, des Glaubensbekennt-
nisses, der politischen Meinung, der na-
tionalen Abstammung oder der sozialen 
Herkunft vorgenommen werden und die 
dazu führen, die Gleichheit der Gelegen-
heiten oder der Behandlung in Beschäfti-
gung oder Beruf aufzuheben oder zu be-
einträchtigen [5]. In einer neueren Defini-
tion nennen die Arbeiterkammern in Ös-
terreich zusätzlich die sexuelle Orientie-
rung und das Alter als Grund für Diskri-
minierungen:
Der Begriff Diskriminierung (aus dem 
Lateinischen für ‚unterscheiden‘, ‚ausson-
dern‘) umfasst alle Äußerungen, Hand-
lungen oder Unterlassungen, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer insbe-
sondere wegen
 5 ihres Alters,
 5 ihrer ethnischen Zugehörigkeit (z. B. 
Volksgruppe, Sprachgruppe, gemeint 
ist auch Hautfarbe),
 5 ihrer Religion,
 5 ihrer Weltanschauung,
 5 ihrer sexuellen Orientierung,
 5 ihres Geschlechts oder
 5 einer Behinderung
benachteiligen, verächtlich machen oder 
herabwürdigen. Auch Spott über eine an-
dere Mentalität oder Lebensweise gilt als 
Diskriminierung. Diskriminierung ent-
steht oft durch Vorurteile z. B. älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
oder Migrantinnen und Migranten gegen-
über. Vorurteile sind vorgefasste Einstel-
lungen und Meinungen gegenüber be-
stimmten gesellschaftlichen Gruppen, 
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Leitthema
die oft nicht auf eigene Erfahrungen zu-
rückzuführen sind. Sie entstehen dadurch, 
dass Urteile, Ansichten oder Meinun-
gen, die in unserer Gesellschaft vorhan-
den sind, übernommen und auf Einzelne 
übertragen werden, ohne ihren tatsächli-
chen Wahrheitsgehalt an der Realität zu 
überprüfen: „Ältere sind leistungsschwä-
cher“, lautet z. B. ein weitverbreitetes Vor-
urteil. Diese oft unbewusste Ausgrenzung 
und Benachteiligung aufgrund von Vor-
urteilen betrifft scheinbar nur eine Grup-
pe und nicht einzelne Personen. Verletzt 
fühlt sich aber jeder/jede Einzelne“ [6].
Im vorliegenden Beitrag stellen wir die 
verschiedenen Formen von Gewalt und 
Diskriminierung am Arbeitsplatz und 
ihre Folgen dar. Ferner wird die Häufig-
keit von Arbeitsunfällen, die durch Ge-
walt ausgelöst werden, untersucht. Das 
Arbeitsschutzgesetz und das Sozialgesetz-
buch VII (gesetzliche Unfallversicherung) 
schaffen Voraussetzungen, um Gewalt 
und Diskriminierung am Arbeitsplatz zu 
verhüten und Opfer von Gewalt zu behan-
deln und zu rehabilitieren. Die Strategien 
zur Prävention und Rehabilitation werden 
im zweiten Teil des Aufsatzes beschrieben.
Mobbing
Unangemessenes, einschüchterndes, dis-
kriminierendes oder verletzendes Verhal-
ten kann situativ und singulär oder wie-
derholt und zielgerichtet gegen einzelne 
Personen oder Gruppen am Arbeitsplatz 
auftreten. Letzteres wird als Mobbing be-
zeichnet. Mobbing ist ein Verhalten von 
Vorgesetzten oder Kollegen, das systema-
tisch und langfristig auf die Erniedrigung 
einer Person zielt. Mobbing wird gezielt 
eingesetzt, um eine Person zum Arbeits-
platzwechsel, in die Arbeitsunfähigkeit 
oder Kündigung zu drängen. Dement-
sprechend kann Mobbing sowohl zu psy-
chischen als auch physischen Gesund-
heitsproblemen bei den Betroffenen füh-
ren [7–10].
Mobbing oder Bullying, wie es im 
Englischen bezeichnet wird, ist ein weit-
verbreitetes Problem [11]. Entsprechend 
einer norwegischen Erhebung sind 15 % 
der Beschäftigten davon betroffen [12]. 
Einer europaweiten Erhebung zufol-
ge hatten 4 % der abhängig beschäftig-
ten Männer und 5 % der Frauen in den 
zwölf Monaten vor der Befragung Mob-
bing erlebt [13]. In einer deutschen, pro-
spektiven Studie war der Gesundheitszu-
stand von Mobbingopfern im Jahr vor Be-
ginn des Mobbings schlechter als derjeni-
ge der Teilnehmer einer Vergleichsgruppe 
[14]. In einer norwegischen Studie waren 
psychische Probleme ein Risikofaktor, ein 
Opfer von Mobbing zu werden [15]. Ursa-
che und Wirkung sind beim Mobbing 
nicht einfach zu trennen. Psychische Be-
lastungen und Traumatisierungen können 
zu Verhaltensweisen führen, die das Risi-
ko für Mobbing erhöhen. Mobbing kann 
dann zu weiterer Traumatisierung führen. 
Um den Kreislauf von psychischer Belas-
tung und Mobbing zu durchbrechen, sind 
Interventionen zur Reduktion von psy-
chosozialen Belastungen und aggressivem 
Verhalten am Arbeitsplatz notwendig. 
Mobbing erfüllt nicht die Voraussetzung, 
um als Arbeitsunfall anerkannt zu wer-
den, da es sich um eine Einwirkung han-
delt, die nicht auf die Dauer einer Schicht 
begrenzt ist [16]. Zum Aufgabenspektrum 
der UV-Träger gehört allerdings die Ver-
hütung arbeitsbedingter Gesundheitsge-
fahren, zu denen auch Mobbing zählt.
Sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz
Eine besondere Form von Gewalt am 
Arbeitsplatz ist die sexuelle Belästigung. 
Darunter wird jedes vorsätzliche sexuell 
bestimmte Verhalten verstanden, das die 
Würde von Beschäftigten am Arbeitsplatz 
verletzt. Dazu gehören
 5 sexuelle Handlungen und Verhaltens-
weisen, die nach strafrechtlichen Re-
gelungen unter Strafe gestellt sind, so-
wie
 5 sonstige sexuelle Handlungen und 
Aufforderungen zu diesen, sexuell be-
stimmte körperliche Berührungen, 
Bemerkungen sexuellen Inhalts und 
das Zeigen und sichtbare Anbringen 
von pornografischen Darstellungen, 
die von den Betroffenen erkennbar 
abgelehnt werden [17].
Die Besonderheit ergibt sich daraus, dass 
sexuelle Belästigung einseitig auf die Se-
xualität oder die sexualisierten Aspek-
te der Person oder Interaktion ausgerich-
tet ist. Belästigungen können nicht nur 
von Kollegen oder Vorgesetzten ausge-
hen, sondern auch von Kunden, Pflege-
bedürftigen oder deren Angehörigen. 
Eine aktuelle, im Auftrag der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes durchge-
führte repräsentative Umfrage unter Be-
schäftigten in Deutschland ergab, dass 
49 % der befragten Frauen und 56 % der 
Männer schon einmal eine der im Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
genannten Belästigungssituationen im 
Arbeitsumfeld erlebt haben. An der Spit-
ze der Nennungen standen dabei „zwei-
deutige Kommentare und Witze mit se-
xuellem Bezug“, die fast 40 % der Frau-
en und fast 50 % der Männer angaben. 
Nach eigenem Begriffsverständnis fühl-
ten sich jede sechste Frau und jeder 14. 
Mann am Arbeitsplatz sexuell belästigt. 
Als Täter geben Frauen und Männer am 
häufigsten Männer an. Nur jede/r Fünfte 
weiß, dass ein Arbeitgeber seine Beschäf-
tigten vor Belästigung schützen muss. Al-
lerdings sind über 80 % der Befragten der 
Meinung, dass Handlungsbedarf an bun-
desdeutschen Arbeitsplätzen bestehe [18].
In der Befragung wurden sexuelle Be-
lästigungen „nach eigenem Begriffsver-
ständnis“ seltener angegeben als dieje-
nigen nach der Begriffsdefinition des 
AGG. Das ergibt sich aus der Problema-
tik, dass sexuelle Belästigung schwer ob-
jektivierbar ist, weil unterschiedliche Per-
sonen die gleiche Belästigungssituation 
unterschiedlich bewerten können. Inte-
ressant ist vor diesem Hintergrund, dass 
die Mehrzahl der Befragten, Männer wie 
Frauen, Verhaltensweisen wie
 5 unerwünschtes Anstarren,
 5 anzügliche Bemerkungen,
 5 unerwünschte Berührungen und
 5 explizite Aufforderungen zu sexuellen 
Handlungen
als sexuell belästigend einstufte [18]. Es 
gibt also durchaus einen Konsens darü-




Die Auswirkungen von sexueller Belästi-
gung können vielfältig sein. Insbesonde-
re körperliche Übergriffe im Bereich der 
strafrechtlich relevanten Handlungen er-
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leben die Betroffenen als traumatisierend 
und sie können zu schweren gesundheitli-
chen Störungen führen. Aber auch verbale 
Belästigungen können nachhaltige Beein-
trächtigungen zur Folge haben. Eine ältere 
Interviewstudie mit Betroffenen kommt 
zu folgendem Ergebnis: „Sexuelle Beläs-
tigungen werden als Verletzung der per-
sönlichen Intimsphäre bewertet. Fast jede 
Gesprächspartnerin erinnerte sich an eine 
Belästigungssituation im Laufe ihres Be-
rufslebens, die sie als besonders belastend 
und unangenehm erlebt hat und die für 
sie eine tief greifende Verletzung darstellt, 
unabhängig davon, ob es sich um verba-
le oder körperliche Über- oder Eingriffe 
in den Intimbereich gehandelt hat“ [19, 
S. 92]. Für die Einschätzung einer belästi-
genden Situation als tief greifende Verlet-
zung ist vor allem von Bedeutung, dass die 
Interviewten subjektiv keine Möglichkeit 
hatten, diesen Übergriff zu verhindern. 
Sie fühlten sich der Situation hilflos aus-
geliefert. Einer Studie aus dem Jahr 1990 
zufolge gaben die von sexueller Belästi-
gung Betroffenen an, dass sie
 5 weniger Spaß am Beruf hätten,
 5 sich nicht mehr auf ihre Arbeit kon-
zentrieren könnten,
 5 mit Krankheitssymptomen reagiert 
hätten,
 5 ihre Arbeitsstelle gekündigt hätten,
 5 Zweifel an ihrer beruflichen Eignung 
hätten,
 5 ihren erlernten Beruf oder ihre Kar-
riereabsichten aufgegeben hätten [20, 
S. 32].
Neben den persönlichen Folgen für die 
Betroffenen haben Mängel in der Präven-
tion von sexueller Belästigung auch für 
die Unternehmen negative Folgen: bei-
spielsweise Gerichtsprozesse aufgrund 
von Klagen Betroffener, Einbußen in der 
Attraktivität als Arbeitgeber, ein schlech-
tes Betriebsklima mit Folgen für Gesund-
heit und Leistungsfähigkeit der Beschäf-
tigten. Es gibt also viele gute Gründe, das 
Thema im Unternehmen nicht totzu-
schweigen, sondern offen und systema-
tisch zu behandeln.
Neuere internationale Studien be-
stätigen diese negativen Auswirkungen 
von sexuellen Belästigungen am Arbeits-
platz auf das Wohlbefinden und die Ge-
sundheit der Betroffenen [21]. Entspre-
chend der bereits oben erwähnten euro-
päischen Erhebung waren 3 % der ab-
hängig beschäftigten Frauen und 1 % der 
Männer in den zwölf Monaten vor der 
Befragung von sexuellen Übergriffen be-
troffen. Eine amerikanische Studie zeig-
te, dass nicht nur psychosozial belastende 
Arbeitsbedingungen allgemein, sondern 
auch speziell sexuelle Belästigungen das 
Risiko für Arbeitsunfälle und arbeitsbe-
dingte Erkrankungen erhöhen [22]. Ent-
sprechend der Gesundheitsberichterstat-
tung des Bundes kann das Erlebnis sexuel-
ler Gewalt zusätzlich zu den unmittelba-
ren negativen Folgen zu langfristigen kör-
perlichen und psychischen Beschwerden, 
zu einem riskanten Bewältigungsverhal-
ten (erhöhter Alkohol- und Nikotinkon-
sum) sowie zu vermehrten Komplikatio-
nen bei der Schwangerschaft oder Geburt 
und zu vermehrten Unterleibsoperatio-
nen führen [23].
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Gewalt und Diskriminierung am Arbeitsplatz. 
Gesundheitliche Folgen und settingbezogene 
Ansätze zur Prävention und Rehabilitation
Zusammenfassung
Gewalt am Arbeitsplatz ist ein weitverbrei-
tetes Problem, das in sehr unterschiedlichen 
Formen auftritt. Entsprechend vielfältig sind 
auch die Folgen für die Betroffenen und die 
Unternehmen. Sexuelle Belästigung ist eine 
Sonderform der Gewalt am Arbeitsplatz. Ge-
walt kann von betriebsfremden (bei Überfäl-
len auf Kassierer/-innen) oder betriebseige-
nen Personen (Kollegen, Patienten, Betreu-
ten) ausgehen. Etwa 16.000 Arbeitsunfälle 
aufgrund von Gewalt, die zu einer längeren 
Arbeitsunfähigkeit geführt haben, werden 
den Trägern der gesetzlichen Unfallversiche-
rung (UV-Träger) jährlich gemeldet, wobei es 
eine ansteigende Tendenz gibt. Einem Survey 
nach sind Beschäftigte im Gesundheitswe-
sen und in der Wohlfahrtspflege besonders 
von Gewalt betroffen. Sowohl psychische als 
auch physische Gewaltereignisse können zu 
schwerwiegenden Folgen wie z. B. zu einer 
posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) 
führen. Zur Vermeidung von Gewalt sind 
technische, organisatorische und persönliche 
Schutzmaßnahmen notwendig. Der Einsatz 
von ausgebildeten Deeskalationstrainerinnen 
und -trainern in besonders betroffenen Berei-
chen kann hilfreich sein. Für Opfer von psy-
chischer und physischer Gewalt am Arbeits-
platz bieten die UV-Träger ein spezielles Psy-
chotherapeutenverfahren an und empfehlen 
die Ausbildung von Erstbetreuern.
Schlüsselwörter
Arbeitsunfall · Sexuelle Belästigung · 
Deeskalationstraining · Prävention · 
Rehabilitation
Violence and discrimination in the workplace. The 
effects on health and setting-related approaches 
to prevention and rehabilitation
Abstract
Violence in the workplace is a widespread 
problem that manifests itself in very differ-
ent forms. The consequences for victims and 
companies are equally diverse. Sexual ha-
rassment is a special form of violence at the 
workplace. Violence may come from exter-
nal perpetrators (attacks on cashiers) or from 
persons inside a company or establishment 
(colleagues, patients, people in care). Statu-
tory accident insurance institutions in Ger-
many (UV, „Unfallversicherungsträger“) re-
ceive approximately 16,000 occupational in-
jury reports per year that resulted from vio-
lence and led to extended incapacity to work. 
The numbers are increasing steadily. Particu-
larly affected by violence are people working 
in healthcare and social welfare. Both psycho-
logical and physical violence can lead to se-
vere disorders such as post-traumatic stress 
disorder (PTSD). To avoid violence, technical, 
organisational, and personal protective mea-
sures are needed. The training of de-escala-
tion officers in the areas affected can be help-
ful. For victims of psychological and physical 
violence in the workplace, the UV offers spe-
cial psychotherapeutic support and recom-
mends the training of first-aiders.
Keywords
Occupational injury · Sexual harassment · 
De-escalation training · Prevention · 
Rehabilitation
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Gewalt und Aggression 
als Arbeitsunfälle
Gewaltereignisse am Arbeitsplatz fal-
len in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung als Arbeitsunfälle unter den Versi-
cherungsschutz nach § 8 Siebtes Buch So-
zialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallver-
sicherung – (SGB VII). Gewalt und Ag-
gression am Arbeitsplatz führen bei etwa 
16.000 Beschäftigten im Jahr zu einer län-
geren Arbeitsunfähigkeit. Dabei scheint es 
eine Tendenz zur Zunahme solcher Un-
fälle zu geben. Im Jahr 2011 wurden den 
Trägern der gesetzlichen Unfallversiche-
rung (UV-Träger) 15.916 solcher melde-
pflichtigen Unfälle (mehr als drei Tage 
arbeitsunfähig) gemeldet. Im Jahr 2013 
waren es 16.694 (plus 5 %) [24]. Diese Un-
fälle ereignen sich oft am Arbeitsplatz 
(96 %) und nur selten auf Dienstwegen 
(4 %). Mehr als ein Drittel dieser Unfäl-
le wird durch Überfälle und Bedrohungen 
durch betriebsfremde Personen ausgelöst 
(. Tab. 1). Dahinter verbergen sich Über-
fälle auf Kassierer im Supermarkt und an 
Tankstellen, auf Bankangestellte, Spielhal-
lenbetreiber oder Taxifahrer, um nur eini-
ge Beispiele zu nennen. Etwa jeder fünf-
te meldepflichtige Arbeitsunfall aufgrund 
von Gewalt und Aggression wird durch 
betriebseigene Personen verursacht. Das 
sind Kollegen oder beispielsweise Kun-
den, Betreute, Patienten oder Schüler. 
Die übrigen Arbeitsunfälle durch Gewalt 
und Aggression sind entweder nicht nä-
her klassifiziert (19 %) oder beruhen auf 
einem Schreck- oder Überraschungsmo-
ment, der nicht in aggressiver Absicht her-
beigeführt wurde.
In absoluten Zahlen werden Arbeits-
unfälle durch Aggression und Gewalt am 
häufigsten bei der Verwaltungs-Berufs-
genossenschaft (VBG) gemeldet. Unfäl-
le bei Schaustellern, in Spielhallen oder 
Ausbildungsstätten stehen hier im Vor-
dergrund (persönliche Mitteilung). Von 
einem Drittel dieser Unfälle ist bekannt, 
dass sie durch betriebsfremde Personen 
verursacht wurden. Hier spielen Über-
fälle eine große Rolle. An zweiter Stel-
le steht die Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW). Bei der BGW überwiegen Un-
fälle, die durch betriebsinterne Personen 
provoziert wurden (50,4 %). Gleichzeitig 
betrifft auch etwa die Hälfte aller Unfäl-
le durch aggressive oder gewalttätige be-
triebsinterne Personen, die den UV-Trä-
gern gemeldet werden, die BGW. Vor-
herrschend sind hier allerdings nicht Ge-
walt unter Kollegen, sondern Übergrif-
fe von Betreuten, Patienten und Angehö-
rigen (siehe unten). VBG und BGW zu-
sammen sind für mehr als die Hälfte al-
ler meldepflichtigen Arbeitsunfälle, die 
durch Aggression und Gewalt am Arbeits-
platz ausgelöst wurden, zuständig. Gleich-
zeitig ist bei ihnen der Anteil der durch 
Gewalt verursachten Unfälle an allen mel-
depflichtigen Unfällen am höchsten (VBG 
3,3 %, BGW 5,9 %). In manchen Branchen 
liegt der Anteil dieser Unfälle sogar noch 
höher, z. B. in der stationären Altenpfle-
ge bei 16 % und in Werkstätten für Men-
schen mit Behinderungen bei 11 % [be-
rechnet nach 25]. Den größten Anteil an 
aggressions- und gewaltbedingten Un-
fällen haben jedoch die Berufsgenossen-
schaft für Transport und Verkehrswirt-
schaft (BG Verkehr) (88,1 %), die Berufs-
genossenschaft Handel und Warenlogis-
tik (BGHW) (85,9 %), die Berufsgenos-
senschaft für Nahrungsmittel und Gast-
gewerbe (67,3 %) sowie die Unfallversi-
cherung Bund und Bahn (UVB) (65,5 %) 
(. Tab. 1).
„Die Täter sind meist männlich, sie 
kommen kurz vor Ladenschluss und sind 
häufig bewaffnet. Ihre Beute: Geld aus 
Tab. 1 Meldepflichtige Arbeitsunfälle entsprechend der 7 %-Statistik der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) für das Jahr 2013, 
getrennt nach Berufsgenossenschaften (BG) und Unfallkassen, geordnet nach der absoluten Häufigkeit der Fälle (Quelle: DGUV [24])
Aggression und Gewalt Alle Unfälle
Alle Betriebsintern Fremde Personen Sonstige
















































































Gesamt 16.694 (100,0) 3695 (100)[22,1] 6232 (100)[37,3] 6767
[40,5]
874.514 [1,9]
S % Spaltenprozent, R % Reihenprozent, UV Träger Unfallversicherung.
91Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 1 · 2016 | 
den Ladenkassen oder Wertgegenstände.“ 
So beschreibt die BGHW die rund 1500 
Raubüberfälle, die ihr gemeldet werden, 
weil die Opfer länger als drei Tage arbeits-
unfähig sind [26]. Die Opfer sind meist 
weiblich, ist zu ergänzen. Die tatsächliche 
Anzahl der Raubüberfälle ist aber deut-
lich höher als die Anzahl der gemelde-
ten, weil die Opfer zwar psychisch belas-
tet und traumatisiert werden, aber nicht 
immer arbeitsunfähig sind. Dann kön-
nen die Überfälle zwar dennoch gemeldet 
werden und die UV-Träger können Hilfe 
anbieten (siehe unten), diese Unfälle sind 
aber nicht meldepflichtig nach dem Un-
fallversicherungsrecht. Sie werden des-
halb in der Routinestatistik nicht als sol-
che erfasst.
    Die meldepflichtigen Arbeitsunfäl-
le, die durch Gewalt am Arbeitsplatz aus-
gelöst werden, sind jedoch nur die Spit-
ze des Eisberges. Tatsächlich sind Aggres-
sion und Gewalt am Arbeitsplatz viel häu-
figer. Die Erfassung dieser Ereignisse wird 
jedoch erschwert durch die vielfältigen 
Formen, in denen sie auftreten können. 
Die Angaben zur Häufigkeit dieser Über-
griffe schwanken daher in der Literatur. 
In einer Übersichtsarbeit der verfügba-
ren internationalen Studien über Gewalt 
gegenüber Beschäftigten im Gesundheits-
dienst gaben 11–96 % der Befragten an, in 
den vorangegangenen zwölf Monaten von 
Gewalt betroffen gewesen zu sein [27]. In 
einer deutschen Befragung von 1973 Be-
schäftigten aus verschiedenen Branchen 
des Gesundheitsdienstes und der Wohl-
fahrtspflege (außer Psychiatrie, siehe 
Aufsatz von Steinert und Traub in diesem 
Heft) erlebten 56 % der Befragten körper-
liche und 78 % verbale Gewalt in den der 
Befragung vorangegangenen zwölf Mona-
ten [28, 29]. Monatlich oder häufiger er-
lebten 44 % der Befragten körperliche Ge-
walt und 68 % verbale Gewalt. Die höchs-
te Prävalenz körperlicher Gewalt wurde 
auf Altenpflegestationen (63 %) beobach-
tet, die geringste in der ambulanten Pfle-
ge (40 %). Beschäftigte in Wohnheimen 
für Menschen mit Behinderungen waren 
am häufigsten verbaler Gewalt ausgesetzt 
(86 %) (. Abb. 1). Neben verbaler Gewalt 
sind Drohgebärden häufig. Betroffen sind 
hier vor allem Beschäftigte in Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderungen 
(Wohnheime 50 %, Werkstätten 42 %). 
Im Gegensatz dazu sind die Beschäftig-
ten in der stationären Altenpflege (52 %) 
und in Krankenhäusern (42 %) am häu-
figsten Opfer von Kneifen und Kratzen. 
Beschäftigte in der stationären Altenpfle-
ge berichten häufiger über Schläge (35 %) 
als Befragte aus anderen Bereichen.
Folgen von Gewalt
Die Folgen von Gewalt am Arbeitsplatz 
können vielfältig sein. Allein im Bereich 
der BGW gibt es jährlich ein bis drei To-
desfälle bei den Beschäftigten aufgrund 
dieser Unfälle. Bei den meisten Übergrif-
fen stehen aber nicht körperliche, son-
dern psychische Folgen im Vordergrund. 
Die Reaktionen können dabei sehr unter-
schiedlich sein. Eine reduzierte Arbeitszu-
friedenheit, Verunsicherung, Infragestel-
len der eigenen Person und Kompetenz, 
Gefühl der Ohnmacht, Motivationsver-
lust für die Arbeit, Erschöpfungsgefüh-
le und Ängstlichkeit sind mögliche Re-
aktionsformen, die das Lebensgefühl und 
die Leistungsfähigkeit eines Beschäftigten 
langfristig beeinträchtigen können, ohne 
dass diese Übergriffe gemeldet und erfasst 
werden [30–34]. Die Betroffenen sind bei 
der Bewältigung dieser Übergriffe oftmals 
allein gelassen. Aber auch schwerwiegen-
dere Reaktionen sind möglich. Depressive 
Verstimmungen, Schlafstörungen, Angst-
zustände, Vermeidungsverhalten und so-
zialer Rückzug können zu einer langfris-
tigen Beeinträchtigung des Lebensgefühls, 
der Gesundheit und der Arbeitsfähigkeit 
führen. In einer Untersuchung von Op-
fern physischer Gewalt am Arbeitsplatz 
litt mehr als die Hälfte 30 Monate nach 
den Übergriffen noch unter psychischen 
Beeinträchtigungen [35].
Posttraumatische Belastungsstörungen 
entwickeln sich dabei häufig erst mit Ver-
zögerung. Die Ausprägung der Störungen 
steht auch nicht in einem proportionalen 
Verhältnis zur Schwere des Übergriffs. 
Deshalb sind sie oftmals nicht leicht zu 
erkennen. Es ist daher wichtig die Schwe-
re des Ereignisses, mögliche vorher be-
stehende Risikofaktoren (psychische Be-
lastungen und Auffälligkeiten, wieder-
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Abb. 1 9 Häufigkeit von 
verbaler und körperlicher 
Gewalt in den der Befra-
gung vorangegangenen 
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holte Exposition) sowie die Reaktionen 
nach dem Ereignis (Leistungsabfall, Un-
konzentriertheit, persönliche Probleme) 
zu beobachten, um frühzeitig einen Un-
terstützungs- oder Behandlungsbedarf zu 
erkennen [36]. Die soziale Unterstützung 
am Arbeitsplatz nach einem kritischen Er-
eignis scheint die Bewältigungsmöglich-
keiten nach einem derartigen Trauma zu 
erhöhen [37]. Wenn die Einrichtung auf 
mögliche Übergriffe vorbereitet ist (sie-
he Prävention), reduziert sich das Belas-
tungsempfinden aufgrund von Aggres-
sion und Gewalt am Arbeitsplatz [28, 29].




    Wie immer im Arbeitsschutz orientieren 
sich die Präventionsmaßnahmen an der 
Gefährdungsbeurteilung entsprechend 
§ 5 Abs. 3 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG). 
In ihr werden mögliche Gewaltsituatio-
nen analysiert und entsprechende Schutz-
maßnahmen abgeleitet. Die Schutzmaß-
nahmen richten sich dabei nach dem 
TOP-Prinzip, wobei T für technische, O 
für organisatorische und P für persönli-
che Schutzmaßnahmen steht (. Tab. 2). 
Aggression, Gewalt oder sexuelle Belästi-
gung können am besten vermieden wer-
den, wenn die technischen, organisatori-
schen und auf die Person bezogenen Maß-
nahmen miteinander verzahnt sind.
Gewalt, Aggression, Mobbing oder se-
xuelle Belästigung gehören zu den psy-
chischen Belastungen und sind deshalb 
auch Thema des Arbeitsprogramms Psy-
che 2013–2018 der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie (GDA) [38]. 
Unternehmen, in denen Gewaltvorfäl-
le häufig auftreten, werden von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Prä-
ventionsdienste der UV-Träger gezielt be-
raten und aufgefordert, das Thema „Ge-
walt“ in ihre Gefährdungsbeurteilungen 
zu integrieren.
Die Voraussetzung für das Gelin-
gen präventiver Maßnahmen gegen Ag-
gression und Gewalt am Arbeitsplatz ist 
eine betriebliche Kultur, die offen, syste-
matisch und lösungsorientiert mit die-
sem Thema umgeht. Nur wenn das The-
ma „Aggression und Gewalt“ enttabui-
siert wird, können die bewährten Präven-
tionsmaßnahmen auf den Ebenen von 
Technik, Organisation und Person grei-
fen [39]. Wenn Beschäftigte beispielswei-
se den Eindruck haben, von Vorgesetzten 
sowie Kollegen und Kolleginnen als in-
kompetent oder überempfindlich ange-
sehen zu werden, wenn sie Gewalt- oder 
Belästigungsvorfälle melden, fehlt die Ba-
sis für das Präventionshandeln. Die UV-
Träger veröffentlichen deshalb regelmäßig 
Artikel zu diesem Thema in den Mitglie-
derzeitschriften und es finden Veranstal-
tungen und Vorträge statt. Es gibt mehr 
oder weniger umfangreiche Internetauf-
tritte, die sich an Führungskräfte, Arbeits-
schutzakteure und an Versicherte wen-
den. Beispiele dafür sind die Internetsei-
ten der BGW (http://www.bgw-online.de/
gewalt) und der Unfallkassen (www.ge-
sundheitsdienstportal.de/risiko-ueberg-
riff). Aber auch andere UV-Träger bieten 
auf ihren Internetportalen entsprechende 
Informationen an.
Verzahnung von Verhaltens- 
und Verhältnisprävention
Zur Vermeidung der Eskalation einer ag-
gressiven Situation ist die Qualifizierung 
des Personals in deeskalierender Kommu-
nikation erforderlich. Die Fähigkeit, eine 
Situation einzuschätzen, zu wissen, wann 
klare Grenzen gesetzt werden müssen, 
wann Rückzug angemessen ist und wann 
durch deeskalierende Gesprächstechni-
ken die Lage entschärft werden kann, bil-
det sich durch Erfahrungen, durch kolle-
giale Beratung und durch spezielle Trai-
nings heraus. Entsprechend qualifizier-
te Fachkräfte sind besser in der Lage, 
schwierige Situationen zu meistern. Aus-
zubildende und Berufseinsteiger, aber 
auch Hilfskräfte sind deshalb stärker ge-
fährdet und müssen besonders unter-
wiesen und unterstützt werden. Entspre-
chende Qualifizierungsprogramme ste-
hen mittlerweile in vielfältiger Form zur 
Verfügung.
Einige UV-Träger unterstützen ihre 
Unternehmen bei der Ausbildung von 
Deeskalationstrainern. Diese sind Kolle-
Tab. 2 Das TOP-Prinzip bei der Prävention von Gewalt und Aggression im Betrieb
Präventionskultur, die Sicherheit und Gesundheit fördert
Regelmäßige Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen unter Einbeziehung der Beschäftigten
Präventionsmaßnahmen auf der Ebene von tech-
nischen Lösungen
Präventionsmaßnahmen auf der Ebene von orga-
nisatorischen Lösungen
Präventionsmaßnahmen auf der Ebene der be-
schäftigten Person
Beispiele Beispiele Beispiele
Bauliche Maßnahmen Alarmierungsplanung Unterweisung über das Verhalten bei Gewalt-
vorfällen
Sicherheitsglas Rettungskette Schulung zu deeskalierendem Verhalten und ggf. 
zu Befreiungs-/Selbstverteidigungstechniken
Beleuchtung Handlungsspielräume der Beschäftigten zur De-
eskalation der Situation
Angemessene Kleidung, Schuhwerk, Regeln zum 
Tragen von Schmuck
Fluchtwege und Rückzugsmöglichkeiten Strukturelle Gewalt identifizieren und hinter-
fragen
Alarmknöpfe Fachkonzepte anpassen
Personennotsignalanlagen Systematische Auswertung von Vorfällen und 
Beinahe-VorfällenEliminierung potenziell gefährlicher Gegen-
stände
TOP Technik, Organisation, Person.
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gen und Kolleginnen, die als Multiplikato-
ren den betrieblichen Umgang mit Gewalt 
und Aggression organisieren und Schu-
lungen zum Verhalten in kritischen Situa-
tionen in ihrem Arbeitsbereich durchfüh-
ren. Mittlerweile gibt es mehrere Anbieter 
für solche Ausbildungen mit unterschied-
lichen Konzepten in Bezug auf Inhalt und 
Zeitaufwand [39, S. 367]. Die Wirksam-
keit verschiedener Ansätze zum Manage-
ment von Aggression und Gewalt im Ge-
sundheitswesen ist in der Literatur belegt 
[40–42]. Die Überprüfung der Wirksam-
keit spezifischer Ansätze in verschiedenen 
Settings steht jedoch noch aus.
Die Bedeutung des Verhaltens der Be-
schäftigten zur Vermeidung von Gewalt-
ereignissen darf nicht dazu führen, die 
Verantwortung für die betriebliche Prä-
vention auf diese zu verlagern und techni-
sche oder organisatorische Lösungen aus 
dem Blick zu verlieren. Diese stellen auch 
weiterhin die Basis im Sinne der Verhält-
nisprävention dar, ohne die eine nachhal-
tige betriebliche Prävention nicht gelin-
gen kann. Notsignalanlagen in Kombi-
nation mit einem Plan für das Notfallma-
nagement und ausgebildete Erstbetreuer 
für die Unterstützung von Mitarbeitern 
bei belastenden Ereignissen sind hier von 
Bedeutung [43]. Gerade die Sicherheit, 
die von guten technischen und organisa-
torischen Lösungen ausgeht, kann die Be-
schäftigten befähigen, sich in schwierigen 
Situationen angemessen zu verhalten. Das 
Wissen um Rückendeckung durch Kolle-
gen und Vorgesetzte wirkt sich positiv auf 
das professionelle Verhalten der Beschäf-
tigten aus. Die verschiedenen Präven-
tionsebenen wirken zusammen und be-
dingen sich gegenseitig. So kann beispiels-
weise die Rettungskette nur funktionie-
ren, wenn alle Beschäftigten unterwiesen 
wurden, wann und wie sie diese auslösen.
Gewalt und Aggression treten typi-
scherweise in Arbeitsbereichen auf, in 
denen es Kontakte mit Kunden gibt. Be-
reiche, in denen strukturelle Vorgaben 
von den Beschäftigten umgesetzt wer-
den müssen oder die Einhaltung von Re-
geln kontrolliert wird, sind besonders be-
troffen. Es ist außerdem ein Unterschied, 
ob Gewaltsituationen in kurzen, nicht auf 
langfristige Beziehungen angelegten Kon-
takten zu Kunden oder Klienten auftreten 
oder in länger dauernden Beziehungen 
zu Klienten, Patienten, Bewohnern oder 
Schülern. Im letztgenannten Fall sollten, 
sofern es sich nicht um schwere, straf-
rechtlich relevante Übergriffe handelt, de-
eskalierende und zum Selbstschutz einge-
setzte Techniken gewährleisten, dass die 
Beziehung zu der Person, von der Gewalt 
ausgeht, nicht gefährdet wird. Beschäftig-
te müssen beim Einsatz von Deeskalati-
ons- oder Selbstschutztechniken die per-
sönlichen Voraussetzungen der angrei-
fenden Person mit ihren Erkrankungen 
oder Beeinträchtigungen berücksichtigen. 
Von daher ist es erforderlich, dass auf die 
unterschiedlichen Branchen zugeschnit-
tene Präventionsmaßnahmen entwickelt 
werden und die Betriebe die Möglich-
keit haben, diese entsprechend ihrer Be-
sonderheiten zu gestalten. Die UV-Trä-
ger halten deshalb ein breites Angebot an 
branchenspezifischen Schriften, Semina-
ren und Beratungen vor, die beispielswei-
se Taxifahrer, Flugbegleiter, Wachperso-
nal, Lehrer, Pflege- und Betreuungskräf-
te oder Beschäftigte in Spielhallen in ihrer 
besonderen Situation ansprechen. Starre 
allgemeine Vorschriften sind nicht hilf-
reich. Empfehlungen sollten den Betrie-
ben im Rahmen der Gefährdungsbeurtei-
lung Raum geben, diese für ihre speziel-
len Gewaltsituationen und ihre spezielle 
Klientel zu modifizieren. In . Tab. 3 sind 
beispielsweise die speziellen Angebote der 
BGW zur Unterstützung der Betriebe bei 
der Prävention von Gewalt und Aggres-
sion wiedergegeben.
Wichtige Hinweise für die Prävention 
von sexueller Belästigung am Arbeits-
platz gibt die Antidiskriminierungsstelle 
[45]. Der Arbeitgeber muss alle Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter über ihre Rech-
te bei Diskriminierung aufklären und be-
troffene Beschäftigte schützen. Wenn es 
sich bei den Tätern um Beschäftigte des 
Unternehmens handelt, können diese ab-
gemahnt, umgesetzt und gekündigt wer-
den. Bereits die Aufklärung wird unter 
den Beschäftigten die Sensibilisierung für 
korrektes Verhalten erhöhen. Die Einrich-
tung von betrieblichen Beschwerdestel-
len hilft Betroffenen, sich gegen Belästi-
gungen zu wehren. Wichtige weitere Hil-
festellung können die Gleichstellungsbe-
auftragen und die Betriebs- oder Perso-
nalräte sowie andere Personalvertretun-
gen bieten. Gegen sexuelle Belästigun-
gen durch Kunden, Patienten oder Klien-
ten helfen Hausordnungen mit entspre-
chenden Verhaltensregeln, die den Be-
schäftigten Handlungsoptionen gegen-
über den Belästigern bis hin zum Haus-
verbot oder der Kündigung des Dienst-
leistungsvertrags ermöglichen. Spezielle 
Selbstbehauptungstrainings insbesonde-
re für Berufsanfänger können deren Fä-
higkeit zum Umgang mit Belästigungssi-
tuationen verbessern. Von entscheiden-
der Bedeutung sind Führungskräfte, die 
für ein Betriebsklima sorgen, in dem über 
Belästigungen nicht gewitzelt wird, son-
Tab. 3 Auswahl von Angeboten der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) zur Prävention von Gewalt am 
Arbeitsplatz und zur Rehabilitation nach diesen Ereignissen (Quelle: BGWintern [44])
Ziel Schrift, Flyer Seminar/Gespräch, Beratung etc.
Prävention Konfliktmanagement und Mobbingprävention Professioneller Umgang mit Gewalt und Aggression für Führungskräfte
Gewalt und Aggression in Betreuungsberufen Betriebliches Konfliktmanagement und Prävention von Mobbing
Konflikte lösen, Arbeitsschutz stärken
Ausbildung innerbetrieblicher Deeskalationstrainerinnen und -trainer
Beratung beispielsweise zur Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen oder 
zum Aufbau eines systematischen Managements von Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit
Rehabilitation Hilfe nach Extremerlebnissen Probatorische Sitzungen nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten
Psychotherapie nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten
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dern in dem ein ernsthafter Erfahrungs-
austausch und Unterstützung für die Be-
troffenen möglich sind.
Gewalt, Aggression und sexuelle Be-
lästigung durch Patienten oder Bewoh-
ner mit demenziellen Erkrankungen sind 
eine besondere Herausforderung für die 
Beschäftigten. Mangelnde Affektkontrol-
le ist hier die Ursache für unangemessenes 
Verhalten. Spezielle Pflegekonzepte, wie 
beispielsweise Validation, sorgen für ein 
wertschätzendes Umfeld für die Betroffe-
nen, das auch der Prävention von aggres-
siven Verhaltensweisen dient [46].
Versorgung und Rehabilitation 
von Versicherten nach 
Gewaltereignissen
Auch bei Übergriffen mit hohem psychi-
schen Traumatisierungspotenzial, wie sie 
Gewaltereignisse darstellen, treten, sofern 
es sich um singuläre Ereignisse handelt, 
oftmals keine anhaltenden gesundheitli-
chen Folgen auf [47]. Bei einigen Perso-
nen entwickeln sich psychische Symp-
tome, die eine frühzeitige psychothera-
peutische Versorgung erfordern, um eine 
Chronifizierung zu verhindern [48]. Die-
se Fälle gilt es frühzeitig zu identifizieren. 
Zum Spektrum der psychischen Störun-
gen nach Arbeitsunfällen, vor allem bei 
Gewaltereignissen, zählen die akute Belas-
tungsreaktion, spezifische Phobien, PTBS, 
Angststörungen, Anpassungsstörungen 
und depressive Episoden sowie anhalten-
de Schmerzstörungen in Verbindung mit 
körperlichen und psychischen Faktoren, 
die in kritischer Interaktion stehen kön-
nen [49].
    Mit dem am 1.7.2012 in Kraft getre-
tenen Psychotherapeutenverfahren [50] 
stellen die UV-Träger sicher, dass die Dia-
gnostik und Therapie von psychischen 
Störungen nach Arbeitsunfällen ein-
schließlich Gewaltereignissen evidenz-
basiert und leitliniengerecht erfolgt. Da 
die für Psychotherapie in der gesetzlichen 
Krankenversicherung geltenden Richtli-
nien nicht anwendbar sind, mussten spe-
zifische Qualifikationsanforderungen und 
eigenständige Versorgungsstrukturen ent-
wickelt werden. Durch ein Netz von bun-
desweit 473 (Stand 31.12. 2013) speziell für 
die Anforderungen der UV-Träger quali-
fizierten Psychotherapeuten wird eine zü-
gige ambulante Versorgung und Rehabi-
litation von der Akutintervention bis zur 
beruflichen Reintegration gewährleis-
tet [51]. Die UV-Träger und die Durch-
gangsärzte (Unfallchirurgen), denen Ver-
sicherte auch nach ggf. isolierter psychi-
scher Gewalteinwirkung am Arbeitsplatz 
vorgestellt werden, fungieren als Lotsen 
bei der Heilverfahrenssteuerung, um den 
Zugang zum Psychotherapeutenverfahren 
mit probatorischen Sitzungen zu ermög-
lichen. Je nach Behandlungsbedarf kann 
sich auf Antrag eine Weiterbehandlung 
anschließen (. Abb. 2). Einzelne UV-Trä-
ger haben für Gewaltereignisse – ergän-
zend zum Psychotherapeutenverfahren – 
spezielle Regelungen über Meldeverfah-
ren und die Einschaltung von betriebs-
ärztlichen sowie anderen psychologischen 
Diensten getroffen, um eine unmittelbare 
Betreuung bzw. Frühintervention bei den 
betroffenen Beschäftigten sicherzustellen 
[52]. Eine systematische Evaluation dieser 
Verfahren steht allerdings noch aus.
In das Versorgungsnetzwerk der UV-
Träger sind zudem die psychologischen 
Dienste der berufsgenossenschaftlichen 
Kliniken eingebunden [53, 54]. Das Leis-
tungsspektrum umfasst spezielle berufs-
orientierte Trainings nach Gewaltereig-
nissen am Arbeitsplatz, in denen Maßnah-
men der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation verknüpft sind. Bei schwe-
ren Gesundheitsstörungen nach Gewalt-
ereignissen kann eine Steuerung im Reha-
Management der UV-Träger [55] geboten 
sein, um die medizinische Rehabilitation 
mit Versicherten, behandelnden Ärzten, 
Therapeuten und allen weiteren Beteilig-
ten auf der Grundlage eines gemeinsam 
erstellten Rehabilitationsplans zu koordi-
nieren und die Rückkehr an den Arbeits-
platz vorzubereiten.
Im Falle von Arbeitsunfällen durch 
Gewalt, Übergriffe und Aggression emp-
fiehlt es sich, von Anfang an die Präven-
tionsdienste der UV-Träger einzubinden. 
Ziel ist es zu klären, ob die Arbeitsschutz-
maßnahmen ausreichend sind, um Wie-
derholungen vorzubeugen. Die Präven-
tionsdienste sollten notwendige Opti-
mierungen auf Grundlage einer Gefähr-
dungsbeurteilung (siehe oben) frühzei-
tig anstoßen. Technische, organisatori-
sche oder persönliche Schutzmaßnahmen 
sind möglichst vor Beginn der Wiederein-
gliederung des Betroffenen umzusetzen, 
um gemeinsam mit dem Arbeitgeber und 
den betrieblichen Arbeitsschutzakteuren 
die Voraussetzungen für eine schnelle und 
erfolgreiche Reintegration zu schaffen. 
Das Zusammenwirken der Bereiche Prä-
vention und Rehabilitation der UV-Träger 
[56] ist für einen wirksamen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz bei Gewalt, Übergrif-
fen und Aggression am Arbeitsplatz von 
wesentlicher Bedeutung.
• durch UV-Träger





• Bericht nach der ersten Sitzung




• als Kurzzeittherapie bis 10
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